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DDR

H a n s - R u d o lf  P e te rs

Marktorientierte Planwirtschaft 
oder Soziale Marktwirtschaft in der DDR?

Angesichts der al<uten Systemkrise ist in der DDR die Notwendigkeit eines radikalen 
politischen Neubeginns unbestritten. Gegen einen konsequenten ökonomischen 

System wechsel bestehen aber selbst in weiten Teilen der dortigen Opposition 
starke Vorbehalte. Oppositionssprecher beschränken sich im ökonomischen Bereich 

zumeist auf die vage Forderung nach einer „Reform des Sozialismus", die die 
„sozialistischen Errungenschaften" wahren soll. Ist eine „marktorientierte 

Planwirtschaft" in der Lage, der Krise Herr zu werden?

Nach der Oktoberrevolution in der DDR von 1989 ste­
hen neben Reform en des politischen Systems 

auch grundlegende Veränderungen des dortigen W irt­
schaftssystem s an. A llerdings gibt es bislang kaum fun ­
dierte W irtschaftsreform konzepte, die auf die Verhält­
nisse der DDR zugeschnitten sind. Dieses wäre e igent­
lich die S tunde der W irtschaftssystem forschung in bei­
den deutschen Staaten. A llerdings befindet sich die 
W irtschaftssystem theorie in der DDR in einem desola­
ten Zustand. Waren doch bis vor kurzem  fachliche und 
öffentliche D iskussionen über m arktw irtschaftliche A l­
ternativen zur sozialistischen P lanw irtschaft dort a llge­
mein verpönt.

Lange Zeit wurden System vergle iche in der DDR fast 
ausschließlich im Rahmen von gedanklichen G ese ll­
schaftskategorien des vorigen Jahrhunderts geführt, 
wobei fast ausschließlich m it den globalen W orthülsen 
„Kap ita lism us" und „S ozia lism us" hantiert wurde. Der 
Erkenntnisfortschritt war -  wenn überhaupt -  nur m in i­
mal, weil statt A bbilder m arktw irtschaftlicher System e 
nur Zerrb ilder eines fiktiven Kapitalism us gelie fert wur­
den. Es verw undert deshalb nicht, daß es in der DDR 
keine Theorie realtypischer W irtschaftssystem e gibt 
und die dortige m arxistisch geprägte System theorie wie 
ein Relikt aus der nationalökonom ischen Steinzeit an­
mutet. Jetzt läßt das freiere geistige Klima in der DDR 
hoffen, daß die jahrzehntelang vom w issenschaftlichen 
G edankenaustausch m it westlichen W irtschaftsw issen­
schaftlern abgeschnittenen DDR-Ökonom en den An­
schluß an den Stand der in ternationalen W irtschaftssy- 
stem forschung finden werden. S icherlich wird es auch
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für manchen Ö konom en in der DDR ein befre iendes Er­
lebnis sein, die ideologischen Scheuklappen endlich ab­
legen und nunm ehr vorurte ils los System analysen 
durchführen zu können.

Vordringlich m üssen sich die W irtschaftsw issen­
schaftler be ider deutscher Staaten auf die Frage kon­
zentrieren, w ie die DD R-W irtschaft aus ihrer un leugba­
ren M isere herausgeführt werden kann und welche m it­
tel- und langfristigen Konzepte dafür erforderlich sind. 
Parallel dazu muß jedoch eine ernsthafte W irtschaftssy­
stem debatte zw ischen den Befürwortern verschiedener 
w irtschaftsordnungspo litischer Konzeptionen geführt 
werden. Dabei sind auch die ideolog ischen System ­
grundlagen besonders des M arxism us-Lenin ism us auf 
den Prüfstand w issenschaftlicher Analysen zu stellen, 
um die tieferen Ursachen des weltweiten Versagens so­
zia listischer P lanw irtschaftssystem e herauszufinden.

Grundirrtümervon Karl Marx

Vermutlich w ird sich dabei herauskristallis ieren, daß 
allen sozialistischen zentra lgele iteten W irtschaftssyste­
men die auf Marx zurückgehende Fehleinschätzung der 
ordnungspolitischen Funktionen von E igentum , Markt 
und W ettbewerb zum Verhängnis geworden ist. Der 
G rundirrtum  von Karl Marx bestand darin, daß er A us­
beutung des M enschen durch den M enschen sow ie na­
hezu alle Übel d ieser W elt auf das Private igentum  an 
Produktionsm itteln zurückführte sow ie M arkt und W ett­
bewerb fä lsch licherw eise als Instrum ente zur A usbeu­
tung der Lohnabhängigen ansah. Er verkannte nicht nur 
die Funktion des W ettbewerbs als M ittel der M achtbe­
grenzung und der Le istungsstim ulierung, sondern auch 
die Schaffung von W ettbewerbsverhältn issen als so­
ziale Großtat, die für qualitativ und quantita tiv bestm ögli­
che Versorgung zu W ettbewerbspreisen auch für die 
Masse der Arbe itnehm er sorgte.
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Ferner übersah Marx, daß es bei W irtschaftssyste­
men nicht allein auf das Eigentum , sondern die fak ti­
sche Verfügungsgewalt über Produktionsm ittel, die Pri­
vate igentum  nicht unbedingt voraussetzt, ankommt. Er 
hätte voraussehen m üssen, daß nach Überführung der 
Produktionsmittel in Staats- oder Volkseigentum zwangs­
läufig eine neue Klasse, näm lich die der Funktionäre, 
entsteht, die zur Ausbeuterklasse werden kann. Die 
Funktionärsklasse, die aufgrund der in ihr vereinigten 
politischen und ökonom ischen Herrschaftsgewalt kaum 
zu kontrollieren ist, kann die formal dem  Volk gehören­
den Produktionsm ittel nahezu unkontro lliert nach e ige­
nem G utdünken und auch eigennützigen Zielen lenken 
und verwalten. Bei der je tzt in der DDR anstehenden 
W irtschaftsreform  muß deshalb der Installierung von 
Kontrollm echanism en besondere Aufm erksam keit ge­
widmet werden. Es empfiehlt sich, der weltweit bewährten 
Kontrolle durch Wettbewerb auf den Märkten soweit wie ir­
gend möglich den Vorzug vor administrativen Kontrollen, 
die meist doch nur unvollkommen greifen, zu geben.

Notwendige Zielbestimmung

O bwohl über die A rt und das Ausm aß der notwendi­
gen W irtschaftsreform  noch weitgehend Unsicherheit 
und Unklarheit besteht, scheinen sich die meisten po liti­
schen O rganisationen und Gruppen in der DDR darin e i­
nig zu sein, daß sie kein kapitalistisches W irtschaftssy­
stem  wollen. D ieser M inim alkonsens besagt allerdings 
noch nicht viel und stößt zudem  term inologisch ins 
Leere, weil d ie heutigen, vorw iegend auf P rivate igen­
tum  basierenden und m it W ettbewerbsschutz sow ie so­
zia len S icherungen versehenen M arktw irtschaften nicht 
m it W irtschaftssystem en des Frühkapita lism us gle ich­
gesetzt werden dürfen.

W irtschaftsreform en bis hin zur Transform ation eines 
W irtschaftssystem s in ein anderes bedürfen von Anfang 
an klar um rissener Ziele. Die Ansicht, Z iele würden sich 
erst im Laufe des Reform prozesses entw ickeln und 
man dürfe sie nicht von vornherein festschreiben, ist un­
sinnig; denn w ie sollen „z ie lgerich te te" M ethoden und 
reform adäquate Instrum ente gefunden werden, wenn 
das Ziel gar nicht feststeht?

Z ielfestlegungen in einer dem okratischen G ese ll­
schaftsordnung erfordern den gesellschaftlichen Kon­
sens zum indest der M ehrheit der wahlberechtigten Be­
völkerung. W ie steht es dam it zur Zeit in der DDR? Ein 
W ahlgesetz, das freie, g leiche und geheim e W ahlen ga­
rantiert, existiert noch nicht. Die „Volksvertreter" sind 
noch nach E inheitslisten, also einer ziem lich undem o­
kratischen M ethode „ausgesucht“ worden und som it 
kaum legitim iert, für das Volk die Entscheidungen zu 
treffen. E igentlich müßte deshalb am Anfang eine Volks­

befragung stehen, die Aufschluß darüber gibt, welches 
W irtschaftssystem  die wahlberechtigte Bevölkerung 
präferiert.

S icherlich müßte die Führung der DDR dam it rech­
nen, daß viele ihrer Bürger, die sich aufgrund der er­
käm pften Reisefreiheit über die Erfolge der Sozialen 
M arktw irtschaft in der Bundesrepublik inform ieren konn­
ten, eine gleiche oder ähnliche W irtschaftsordnung for­
dern würden. Ob also die M ehrheit der Bevölkerung an 
dem  eigenen, ziem lich d iskreditierten P lanw irtschafts­
system  prinzipiell, wenngleich m it Verbesserungen, 
festhalten will, ist z iem lich unsicher Deshalb sind derar­
tige Behauptungen alter und neuer Politiker der DDR 
m öglicherw eise falsch. Sie sind auch gesellschaftspoli­
tisch höchst bedenklich, weil m öglicherweise der Volks­
w ille verfä lscht wird und bei Zugrundelegung dieser 
Fehlhypothese die W irtschaftsreform  von vornherein 
auf system im m anente Veränderungen beschränkt wird. 
Es werden dann nämlich bei w e iterbestehender sozia li­
stischer P lanw irtschaft lediglich beschränkte „R epara­
turarbe iten“ am System vorgenom m en, indem bei­
spielsweise für bestim m te Sektoren erstm alig oder ver­
m ehrt eine M arktorientierung zugelassen wird.

Fragwürdige Minimalposition

Eine solche Reform m inim alposition wird von der um 
ihren Bestand bangenden SED eingenom m en. So 
stellte der ehem alige G eneralsekretär der SED, Egon 
Krenz, in seinem  Referat auf der 10. Tagung des Zentra l­
kom itees (abgedruckt im Neuen Deutschland vom 9.11. 
1989) fest: „Auch künftig muß das Volkseigentum  die 
ökonom ische Basis des Sozialism us bleiben. Auch die 
zentra le staatliche Planung ist unverzichtbar.“ Zum  W irt­
schaftssystem typ führte Krenz aus: „W ir  erstreben eine 
m arktorientierte sozialistische P lanw irtschaft." Ähn li­
che Aussagen finden sich auch in der Regierungserklä­
rung von M inisterpräsident Hans M odrow vom 17. No­
vem ber 1989 {abgedruckt im Neuen Deutschland vom 
18./19. 11. 1989), in der ausgeführt w ir d :  daß W irt­
schaftsreform  nicht Abschaffung der P lanung bedeutet. 
Wohl aber sollte die neue Regierung bei derW irtschafts- 
reform sich ebenso deutlich davon leiten lassen, den 
M arkt m it seinen W are-G eld-Beziehungen zum organ i­
schen Bestandteil sozia listischer P lanw irtschaft zu m a­
chen. Nicht Planung ohne Markt, nicht M arktw irtschaft 
statt P lanw irtschaft.“ Diese Kurzform eln besagen zwar 
noch wenig, deuten aber im m erhin global die Richtung 
der Reform ansätze an. Ob sich die Ansätze dann zu ei­
ner tatsächlichen Reform, die diesen Namen auch ver­
dient, in der Praxis der Durchführung verdichten, muß 
abgewartet werden.

Ansatzpunkte für eine Neugestaltung des W irt­
schaftssystem s, das die angeblichen Vorzüge der zen­
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tralen P lanung m it den stim ulierenden W irkungen der 
Märkte vereinen soll, sieht die SED laut Krenz vor allem 
in e iner neuen Stellung der Betriebe und Kombinate, die 
es ihnen erm öglichen soll, „sich als sozialistische W a­
renproduzenten voll zu entfalten. Sie m üssen ihre e i­
gene Verantwortung auf dem Markt voll wahrnehm en 
können.“ Als Dreh- und Angelpunkt wird deshalb „d ie  Ei­
generw irtschaftung der M itte l“ betrachtet, worin angeb­
lich ein G rundprinzip der sozialistischen Leistungsge- 
se llscha ftzu  sehen ist. Fast identische Aussagen finden 
sich auch in der Regierungserklärung von Modrow, 
wenn es darin heißt: „In erster Linie geht es darum, den 
Betrieben und Kombinaten Raum zur Bewegung zu ge­
ben. Sie brauchen ein Feld selbständiger, e igenverant­
w ortlicher Entscheidung, brauchen die Möglichkeit, die 
Mittel für die Am ortisation der Grundfonds und für die er­
weiterte Reproduktion nicht nur zu erw irtschaften, son­
dern darüber auch weitgehend in e igener Kompetenz 
zu verfügen ..." Aufschlußreich ist, was die zentrale 
staatliche Planung weiterhin in der Hand behalten und 
gewährle isten soll. In der Fassung von Modrow heißt es 
dazu: „S ie  sollte sich konzentrieren auf ausgeglichene 
vo lksw irtschaftliche Proportionen und Verflechtungen, 
eine effektive volksw irtschaftliche Struktur der Produk­
tion bei zunehm ender Arbeitsteilung, die Ausarbeitung 
langfristiger Strategien für die ökonom ische und soziale 
Entw icklung, die den ökologischen Bedingungen en t­
sprechen, so für die Versorgung mit Rohstoffen und 
Energieträgern, sow ie auf stabile Staatsfinanzen auf 
der G rundlage ausgeglichener Proportionen von Kauf­
fonds und W arenfonds.“ Der Art nach handelt es sich 
also um eine Zentra lplanung m akroökonom ischer G rö­
ßen kom bin iert m it einer S trukturplanung, die vor allem 
Branchenproportionen zur Übereinstim m ung bringen 
soll. Nur im Rahmen dieser vollzugsverbindlichen 
Staatsplanung sollen die Betriebe und Kom binate einen 
gewissen Handlungsspielraum  erhalten. Was nutzt je ­
doch einem volkseigenen Betrieb die prinzip ie lle Investi­
tionsfreiheit, wenn er sich jederzeit einer anders ent­
scheidenden staatlichen Strukturplanung beugen muß?

Preisreform

Zu der zentra len Frage einer Preisreform betont M o­
drow in seiner Regierungserklärung: „D ie Preise m üs­
sen den volksw irtschaftlich begründeten Aufwand w i­
derspiegeln und Druck auf die Kostensenkung aus­
üben.“ Damit wird angedeutet, daß die Regierung der 
DDR die weitgehende Subventionierung bestim m ter 
Güter abzubauen erwägt. Ob sie es allerd ings wagen 
wird, die niedrigen, unter Selbstkosten festgesetzten 
Preise für bestim m te G rundnahrungsm ittel, die M ieten 
und die Benutzung öffentlicher Verkehrsm ittel zu erhö­

hen, bleibt abzuwarten. Diese stets als sogenannte so­
zia listische Errungenschaften gepriesenen T ie fst­
preise, die durch staatliche Subventionen erm öglicht 
werden, sind jedoch nur eine Verschiebung von Kosten. 
Der Staat muß nämlich das, was er über die subventio­
nierten T iefstpre ise seinen Bürgern scheinbar erspart, 
ihnen vorher über S teuern und Abgaben abnehmen, 
wenn der S taatshaushalt ausgeglichen werden soll. Die 
Verzerrung der Preisstruktur kann auch zu vo lksw irt­
schaftlich unsinnigen Verwendungen führen. W enn bei­
spielsweise Brot weniger als V iehfutter kostet, besteht 
die Gefahr, daß Brot teilweise als (subventioniertes) 
Schw einefutter statt als m enschliche Nahrung dient.

Modrow hat angekündigt, daß die DDR-Regierung 
Maßnahmen ergreifen will, um den nach Ö ffnung der 
G renzen befürchteten „m assenhaften Abkauf von W a­
ren, insbesondere von subvention ierten Waren, durch 
bestim m te ausländische Touristen und Spekulanten zu 
verh indern". Ferner sollen die S taatsfinanzen saniert 
und der S taatshaushaltsplan zum Ausgle ich gebracht 
werden. M odrow tritt Spekulationen um eine bevorste­
hende W ährungsreform  mit einer Abw ertung der O st­
mark und dam it auch der Ersparnisse entgegen, indem 
er versichert, daß die neue Regierung allen Bürgern, die 
ihr Geld auf Sparkonten haben, die S icherheit ihrer E in­
lagen garantiere.

Schon hier zeigt sich, m it welchen enorm en Proble­
men die neue DDR-Regierung fertig werden muß; denn 
es ist kein Geheim nis, daß in der DDR ein beträchtlicher 
Geldüberhang besteht, der so oder so abgebaut werden 
muß.

Privatisierung von Staatseigentum

Erfolgt keine Reduzierung im Rahm en eines W äh­
rungsschnitts, was zwar vo lksw irtschaftlich geboten, 
aber politisch nicht durchsetzbar ist, so muß die D iskre­
panz zw ischen zu knappem  W arenangebot und G eld­
überhang auf andere W eise abgebaut werden. Eine 
schnelle Erhöhung des W arenangebotes durch Importe 
scheitert an den m angelnden Devisenreserven der 
DDR, so daß nach anderen -  eventuell auch unkonven­
tionellen und ideologisch brisanten -  M öglichkeiten ge­
sucht werden muß. Eine M öglichkeit der G eldabschöp­
fung sow ie eventuell auch zur Ansam m lung von Devi­
sen bestände, wenn sich die DDR-Führung zur Repriva­
tisierung eines Teils der S taatsbetriebe entschließen 
würde. W ürden Teile des S taatse igentum s an DDR-Bür- 
ger, eventuell über die Ausgabe von Aktien oder A nte il­
scheinen, verkauft, so könnte der Staat durch Stillegung 
dieser E innahm en den G eldüberhang in der Volksw irt­
schaft verm indern. W ürde die DDR-Führung über ihren 
ideologischen Schatten springen, indem sie Verkäufe
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von Staatseigentum  an N icht-DDR-Investoren zuläßt, 
so könnte sie schnell an die so dringend benötigten De­
visen kommen.

Der zu erw artende Vorwurf des angeblichen Ausver­
kaufs der DDR ist insofern wenig überzeugend, weil die 
beabsichtigte Beteiligung der DDR an internationalen 
Unternehm enskooperationen ohnehin die G leichste l­
lung von in- und ausländischen Investoren erfordert. Die 
kapitalarm e DDR hat gar keine andere Chance, den Ent­
w icklungsrückstand gegenüber der Bundesrepublik zu 
verringern, wenn sie nicht frem des Kapital ins Land holt. 
Für Kapitalzuflüsse und die G ründung von G em ein­
schaftunternehm en (joint ventures) bedarf es zudem 
unabdingbar der Abschlüsse von Kapitalschutzabkom ­
men sow ie Regelungen fü rde n  E rtragstransfer Die not­
wendige Entflechtung und Auflösung der riesigen Indu­
striekom binate in der DDR sowie auch der gewollte Auf- 
und Ausbau einer m ittelständischen G ewerbestruktur 
könnte m it e inem Teilverkauf von Staatseigentum  schon 
je tzt realisiert werden. Anders läßt sich die Installation 
von M ärkten und W ettbewerb in der DDR-W irtschaft so­
w ieso kaum bewerkstelligen.

H ier tut sich die DDR-Regierung allerd ings noch 
schwer, indem sie vorerst nur private K le inbetriebe zu­
lassen will. So heißt es in der Regierungserklärung von 
M odrow; „D ie  Übernahm e von K le inbetrieben durch p ri­
vate Unternehm er in der Konsum güterproduktion, aber 
nicht nur dort, halten w ir für m öglich. Über die Größe so l­
cher Betriebe ist gem einsam  nachzudenken.“ Mit S i­
cherheit w ird sich aber der von M odrow beschworene 
„sozia listische U nternehm ergeist“ nicht einstellen, 
wenn die Kolosse von Industriekom binaten weiterhin 
unter sich bleiben und ihre te ilweise M onopolstellung ri­
goros ausnutzen.

Interdependenz der Ordnungen

Betrachtet man die eher fragm entarischen Ansatz­
punkte und die noch keineswegs aufeinander abge­
stim m ten Elem ente der O rdnungspolitik, so zeichnet 
sich b isher noch kein in sich stim m iges Konzept in der 
DDR ab, das den Namen einer W irtschaftsreform  ver­
dient. Eher ist zu befürchten, daß in der DDR w ie auch 
schon in anderen osteuropäischen Ländern der fast im ­
m er gescheiterte Versuch unternom m en wird, die 
schwerfällige und verkrustete sozialistische P lanw irt­
schaft durch die Hereinnahm e einiger m arktw irtschafts­
ähnlicher Instrum ente flexib le r und effektiver zu m a­
chen. Es wird jedoch dabei übersehen, daß m arktw irt­
schaftliche Instrum ente in einem  weiterhin zentra lp lane­
risch eingeengten Umfeld ganz anders (und zwar m eist 
dysfunktional) als in einem  m arktw irtschaftlich orientier­

ten W irtschaftssystem  wirken. Erfahrungsgem äß er­
drückt eine weiterhin schwergew ichtige und vorrangige 
Zentra lplanung sehr bald die zarten Pflänzchen m arkt­
w irtschaftlicher Entscheidungsfreiheiten, und die erhoff­
ten Steigerungen der Produktivität bleiben weitgehend 
aus.

Im spezie llen Fall der DDR, der nunm ehr durch offene 
G renzen zur ökonom isch weitaus effektiveren Bundes­
republik gekennzeichnet ist, w ird es jedoch langfristig 
kaum möglich sein, an einer in wesentlichen Bereichen 
weiterh in zentra lgeplanten W irtschaft festzuhalten. Da 
bei offenen Grenzen A rbeitskräfte und andere Produk­
tionsfaktoren sow ie Geld legal und (weil kaum zu unter­
binden) auch illegal hinüber- und herüberström en kön­
nen, wird man sich voraussichtlich bald gezwungen se­
hen, entweder die G renzen -  trotz gegenteiliger Versi­
cherung -  w ieder d icht zu m achen oder weitergehende 
W irtschaftsfre iheiten zu gewähren. Je eher die DDR- 
Führung erkennt, daß die neuen Herausforderungen 
nicht mit ein bißchen M arktw irtschaft am Rande der 
P lanw irtschaft zu bewältigen sind, sondern prinzipiell 
nur mit einem marktwirtschaftlich orientierten Gesamtsy­
stem, um so besser für die Wohlfahrt der Bürgerder DDR.

Angst vor der Errichtung eines ähnlichen W irtschafts­
system s w ie in der Bundesrepublik haben die m eisten 
Bürger der DDR kaum noch. Sie haben längst erkannt, 
daß der Kapitalism us, w ie in den G ruselgeschichten 
m arxistischer Literatur beschrieben, hier nicht herrscht. 
Denkbar ist, daß die Bürger der DDR, nachdem  sie sich 
millionenfach vor Ort über die ökonomischen und sozialen 
Erfolge der Sozialen Marktwirtschaft in der Bundesrepu­
blik überzeugen konnten, von ihrer Regierung die Errich­
tung eines ähnlichen W irtschaftssystems fordern werden.

Die ordoliberale, insbesondere auf Eucken zurückge­
hende These von der Interdependenz der Ordnungen, 
derzufolge sich politische und ökonom ische Freiheiten 
w echselseitig bedingen, hat sich vie lfach em pirisch be­
stätigt. Folglich bestehen begründete Hoffnungen, daß 
die Schaffung w irk licher dem okratischer Verhältnisse 
m it garantierten Freiheitsrechten und rechtsstaatlicher 
O rdnung in der DDR voraussichtlich auf längere S icht 
auch ein adäquates W irtschaftssystem  nach sich zieht. 
Am  Ende der Entw icklung steht voraussichtlich im ge­
einten W irtschaftsraum  Deutschlands ein W irtschafts­
system , dessen wesentliches M erkmal die Verbindung 
von ökonom ischer Freiheit auf den M ärkten mit sozia­
lem Ausgle ich ist. Dabei ist es durchaus m öglich und so­
gar wahrschein lich, daß diese neue Soziale M arktw irt­
schaft sowohl Züge des je tzigen m arktw irtschaftlichen 
W irtschaftssystem s der Bundesrepublik als auch be­
stim m te soziale S icherungen aus dem  G esellschaftssy­
stem  der DDR in sich vereint.
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